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Klimakämpfe: Eine komparative Studie der
Versicherheitlichung von Klimawandel

Die Verknüpfung von Klimawandel und Sicherheit ist in den vergangenen Jahren
zu einem zentralen politischen Problem und Gegenstand zahlreicher wissenschaftli-
cher Analysen geworden. Dabei greifen die meisten wissenschaftlichen Arbeiten so-
wohl affirmativ als auch kritisch auf die Theorie der Versicherheitlichung der Ko-
penhagener Schule zurück. Im Mittelpunkt standen bisher die Herausarbeitung un-
terschiedlicher Formen der Versicherheitlichung sowie die Frage, inwieweit man
von einer erfolgreichen Versicherheitlichung auf der globalen Ebene sprechen
kann. Systematisch vergleichende Analysen der eigentlichen Versicherheitlichungs-
prozesse in unterschiedlichen Staaten fehlen jedoch bisher. Unser Papier wendet
sich daher solchen diskursiven Prozessen zu. Wir untersuchen vergleichend die
(versuchte) Versicherheitlichung des Klimawandels in vier Staaten mit jeweils un-
terschiedlichen Industrialisierungsgraden und Klimaschutzpolitiken: Deutschland,
Mexiko, der Türkei und der USA. Im Zentrum steht dabei die Frage, welche Akteu-
rinnen und Akteure welche Formen von Versicherheitlichung warum und mit wel-
chen politischen Konsequenzen verfolgt haben. Ein solcher Vergleich lässt Rück-
schlüsse auf die Bedingungen einer erfolgreichen oder gescheiterten Versicherheit-
lichung zu.

Einleitung*

Wasserkriege, Massenmigration, der Untergang ganzer Inselstaaten – die Schre-
ckensszenarien des Klimawandels sind mannigfaltig. So verwundert es nicht, dass
die Umwelt- und insbesondere die Klimapolitik einer der ersten und wichtigsten
Politikbereiche war, auf die seit den späten 1970er und 1980er Jahren ein erweiter-
ter Sicherheitsbegriff angewandt wurde (Brown 1977; Ullmann 1983; Myers 1989;
Mathews 1989). Für Staaten, aber insbesondere für Individuen und gesellschaftli-
che Gruppen sind nach dieser Auffassung nicht-militärische Gefahren oftmals
wichtiger und dringender als klassisch militärische Bedrohungen. Auch wenn der
Klimawandel in den 1980er und der ersten Hälfte der 1990er Jahre noch nicht im
Mittelpunkt stand, so führten immer häufiger auftretende Klimaphänomene, bessere
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Forschung und die darauf basierenden Berichte des Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC) im Zuge der 1992 verabschiedeten Klimarahmenkonventi-
on (UNFCCC) der Vereinten Nationen (UN) zu einer immer stärkeren Verknüp-
fung von Klimawandel und Sicherheit.

Trotzdem hat diese Verknüpfung Analystinnen und Analysten immer wieder vor
Rätsel gestellt. So haben Buzan et al. (1998: 74, 87, 91) aus der Sicht der sogenann-
ten Kopenhagener Schule (KS) argumentiert, man könne gar nicht von einer erfolg-
reichen »Versicherheitlichung« (securitisation; vgl. Wæver 1995) des Klimawan-
dels sprechen, da die hierfür notwendige Legitimation außergewöhnlicher Maßnah-
men bisher ausgeblieben sei. So kann man angesichts des Fokus auf selbstgesteckte
Ziele selbst im Hinblick auf das Klimaschutzabkommen von Paris infrage stellen,
ob es sich hier wirklich um solche außergewöhnlichen Maßnahmen handelt. Dem-
gegenüber haben aber andere Autorinnen und Autoren überzeugend dargelegt, dass
ein solches Abstreiten von Versicherheitlichung vor allem an einer übermäßig re-
striktiven Auslegung des Sicherheitsbegriffes liegt (Trombetta 2011; Stritzel 2011;
Oels/von Lucke 2015). Unsere Analyse in diesem Aufsatz nimmt diesen Gedanken-
gang auf. Sie beruht auf einem Ansatz, den wir andernorts detaillierter dargestellt
haben (von Lucke et al. 2014; Diez et al. 2016). Er entwickelt die Idee verschiede-
ner Formen von Versicherheitlichung weiter, indem er zwei Dimensionen zu ihrer
Unterscheidung vorschlägt: zum einen die Differenzierung zwischen »Bedrohung«
und »Risiko«, zum anderen zwischen unterschiedlichen Ebenen, auf denen die Re-
ferenzobjekte der Versicherheitlichung angesiedelt sind.

Letztendlich ist die Beurteilung einer fehlgeschlagenen Versicherheitlichung des
Klimawandels aber auch auf die vorherrschende globale Perspektive zurückzufüh-
ren, die sich nicht nur in den Arbeiten der Kopenhagener Schule im engeren Sinne
vorfindet. So haben empirische Untersuchungen der Versicherheitlichung von Kli-
mawandel bislang vor allem die Debatten im Rahmen der Vereinten Nationen un-
tersucht, etwa im Sicherheitsrat (Oels/von Lucke 2015; Penny 2007) oder das auf
der UN-Klimarahmenkonvention basierende Klimaregime (Detraz/Betsill 2009;
Oels 2011; Rothe 2011; Methmann/Rothe 2012). Wir argumentieren hingegen, dass
man globale Klimapolitik immer nur vor dem Hintergrund unterschiedlicher, auch
nationaler Klimadebatten verstehen kann. Bislang sind die verschiedenen Formen
der Versicherheitlichung von Klimawandel in diesen unterschiedlichen Kontexten
aber kaum systematisch erforscht. Sofern sie nicht auf die UN-Ebene fokussiert wa-
ren, haben entsprechende Studien bislang zumeist nur einzelne Länder analysiert,
vor allem die USA (Brzoska 2009; Floyd 2010; Hartmann 2010; Richert 2011).
Solche Einzelfallstudien erlauben aber nicht die Analyse der aus unserer Sicht zen-
tralen Fragen: Wie kommt es dazu, dass Klimawandel in manchen Kontexten versi-
cherheitlicht wird und in anderen nicht? Und wie können wir unterschiedliche For-
men dieser Versicherheitlichung nachvollziehen, die ihrerseits unterschiedliche Kli-
ma- und Sicherheitspolitiken legitimiert haben? Diese Fragen sind auch für die
Analyse des globalen Klimaschutzregimes schon allein deshalb wichtig, weil – wie
im weiteren Verlauf noch klar werden wird – verschiedene Versicherheitlichungen
gegenläufige politische Konsequenzen nach sich ziehen, die eine Einigung über
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einen effektiven Klimavertrag erschwert haben – nicht zuletzt, weil sie zu ganz un-
terschiedlichen Schlüssen kommen, was effektiver Klimaschutz eigentlich bedeu-
tet.

Zur Beantwortung dieser Fragen haben wir in einer systematisch vergleichenden
Studie entlang unseres Analyserasters die Klimaschutzdebatten in vier Ländern un-
tersucht. Zwei davon sind Industrie- (USA, Deutschland) und zwei Schwellenlän-
der (Mexiko, Türkei), die jeweils unterschiedliche Klimapolitiken verfolgen. Wir
haben diese Länder ausgewählt, weil sie zeigen, dass der Industrialisierungsgrad al-
lein die Klimapolitik nicht erklären kann. Sowohl was das Pro-Kopf-Einkommen
als auch was die Positionen im Human Development Index (HDI) anbelangt, ähneln
sich unsere beiden Staatenpaare. So hatten Deutschland und die USA 2010 ein Pro-
Kopf-Einkommen von 35.700 US-Dollar (USD) bzw. 47.200 USD und wurden im
HDI auf Rang 10 bzw. 4 geführt. Mexiko hingegen hatte ein Einkommen von
12.900 USD pro Kopf und die Türkei von 12.300 USD. Mexiko erreichte Rang 56
im HDI, die Türkei Rang 83. Hingegen waren Deutschland und Mexiko von 2008
bis 2013 jeweils in den Top Ten des von Germanwatch (2015) erstellten Climate
Change Performance Index, während sich die Türkei und die USA auf einem ge-
meinsamen Platz 52 wiederfanden. Auch die Betroffenheit vom Klimawandel er-
klärt diese Unterschiede in der Politik der vier Länder nicht. Folgt man etwa dem
Klimarisikoindex von Germanwatch (2014), so liegen wiederum Deutschland und
die USA etwa gleichauf (Platz 22 und 26), während Mexiko (Platz 38) und die Tür-
kei (Platz 97) einem geringeren Risiko ausgesetzt sind.

Auch wenn solche Statistiken mit Vorsicht zu genießen sind, bestärken sie doch
die Vermutung, dass es zum besseren Verständnis der jeweiligen klimapolitischen
Positionen nötig ist, die diskursiven Prozesse hinzuzuziehen. Wir wollen daher im
Folgenden durch die Erfassung dieser Prozesse herausfinden, wer unter welchen
Bedingungen und mit welchen Folgen für die nationale Politik welche Formen von
Versicherheitlichung des Klimawandels durchsetzen kann. Wir werden dabei zei-
gen, dass der Erfolg von Versicherheitlichung oftmals von der Existenz und den In-
teressen bestimmter zentraler Akteure abhängt, die wir als »Diskursunternehmer
und -innen« bezeichnen, sowie von dem diskursiven Umfeld, auf das sie treffen.
Ferner deuten unsere Ergebnisse darauf hin, dass die Form der Versicherheitli-
chung tatsächlich einen Einfluss auf die Art des Umgangs mit dem Klimawandel
hat, und zwar insbesondere darauf, ob sich die vorherrschende Politik auf die Be-
seitigung der Ursachen (mitigation) oder auf den Umgang mit den Konsequenzen
des Klimawandels (adaptation) konzentriert.

Im folgenden Abschnitt (2.) werden wir unseren Analyseansatz kurz ausführen,
um im dritten Teil unsere empirischen Ergebnisse überblicksartig darzustellen (3.).
Für jedes Land werden (a) die vorherrschenden Versicherheitlichungen, (b) die do-
minanten Akteure, (c) die daraus resultierenden Politiken und (d) die Bedingungen
für die und die Folgen der Versicherheitlichung (bzw. deren Ausbleiben) aufge-
zeigt. Dies führt uns bei den Schlussfolgerungen (4.) zu einer vergleichenden Per-
spektive, in der wir, von den vier Fällen ausgehend, allgemeine Bedingungen für
das Gelingen oder Scheitern von Versicherheitlichung diskutieren.
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Analyseansatz: die Formen der Versicherheitlichung

Die Verengung der Kopenhagener Schule

Die sogenannte Kopenhagener Schule (Wæver 1995; Buzan et al. 1998), hat in den
1990er Jahren mit dem Konzept der »Versicherheitlichung« eine Neudefinition von
Sicherheit als diskursivem Konstrukt entwickelt. Mittels eines (Sprech-)Akts wird
eine Bedrohung als »existenziell« für ein bestimmtes Referenzobjekt dargestellt
und das Ergreifen »außergewöhnlicher Maßnahmen« legitimiert (Buzan et al. 1998:
21). Was jedoch konkret unter »außergewöhnlichen Maßnahmen« (im Gegensatz
zum »Normalen«) verstanden werden kann, bleibt in der KS unklar (Léonard/
Kaunert 2011; Roe 2008). Mit Blick auf die Klimapolitik argumentiert sie, dass die
Versicherheitlichung bisher nicht erfolgreich war, da keine außergewöhnlichen
Maßnahmen legitimiert wurden. Autorinnen wie Trombetta (2008) und Floyd
(2007) haben dagegen argumentiert, dass auch ohne »außergewöhnliche Maßnah-
men« durchaus von einem Erfolg ausgegangen werden kann, da es ausreiche, dass
durch die Versicherheitlichung Politiken möglich wurden, die andernfalls nicht rea-
lisiert worden wären (Floyd 2010; Trombetta 2011). Auch Autorinnen und Autoren
wie Knudsen (2001), McDonald (2008), Stritzel (2007), Balzacq (2011), Guzzini
(2011) und Oels (2013; Oels/von Lucke 2015) haben dafür plädiert, die relativ en-
gen Regeln für die Identifikation und Analyse der Versicherheitlichung und deren
Erfolg weiter zu fassen. In der Folge kam es zu einer Reihe von Arbeiten, die ver-
sucht haben, den Versicherheitlichungsprozess gerade in Bezug auf den Klimawan-
del differenzierter zu fassen und unterschiedliche Formen der Versicherheitlichung
zu identifizieren.1 Diese basieren auf verschiedenen Arten von Referenzobjekten
und Bedrohungen und können als unterschiedliche Klima- und Umwelt-Sicher-
heitsdiskurse aufgefasst werden.

Ausgehend von den vorangegangenen Diskussionen um eine Erweiterung des
Konzeptes der Kopenhagener Schule unterscheidet unser Analyseansatz, den wir
hier nur verkürzt darstellen können (ausführlich s. von Lucke et al. 2014; Diez et al.
2016), zwischen zwei Dimensionen der Sicherheitskonstruktion (Bedrohung und
Risiko) sowie zwischen drei Ebenen von Referenzobjekten (territorial, individuell,
global).

Bedrohung und Risiko

Wir gehen davon aus, dass die klassische Versicherheitlichung, welche von einem
traditionellen Sicherheitsbegriff ausgeht, um einen zweiten Modus erweitert wer-
den muss, der mit Risikokonzepten operiert (Corry 2012; Aradau/van Munster
2008; Oels 2013). Zwar ist das Argument, dass der Klimawandel auch zu verstärk-

2.

2.1.

2.2.

1 Detraz/Betsill (2009); McDonald (2013); Brzoska (2009); Grauvogel/Diez (2014); von Lu-
cke et al. (2014).
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ten kriegerischen Konflikten führen könne, auf die Staaten sich militärisch vorbe-
reiten müssen, durchaus weit verbreitet. Dennoch werden Gefährdungen im Um-
weltsektor zumeist eher auf der Grundlage von Wahrscheinlichkeitsszenarien für
die fernere Zukunft ermittelt (Buzan et al. 1998: 71, 83). Außerdem haben aus theo-
retischer Sicht die Pariser Schule der Versicherheitlichung (Bigo 2002; Huysmans
2008) sowie die ihr zugrundeliegenden Arbeiten Michel Foucaults (2006) und an-
derer Autorinnen und Autoren (Corry 2012; Trombetta 2011; Balzacq 2011; Oels
2011) gezeigt, dass Versicherheitlichungen auch als langfristige, diskursive Prozes-
se verstanden werden können. Dabei können bestimmte Politiken legitimiert wer-
den, ohne notwendigerweise die von der Kopenhagener Schule postulierten außer-
gewöhnlichen Maßnahmen einzuleiten. Von einer erfolgreichen Versicherheitli-
chung kann dann gesprochen werden, wenn es zu Politiken kommt, die ohne die Si-
cherheitsdiskussion nicht als legitim angesehen worden wären (Trombetta 2011).

Im Gegensatz zur klassischen Versicherheitlichung, die meist auf unmittelbare
und direkt zu identifizierende Sicherheitsbedrohungen verweist, zielt eine Versi-
cherheitlichung auf Basis des Risikobegriffs auf potenzielle, langfristige und weni-
ger konkrete Risiken (Corry 2012; de Goede 2008).2 Diese langfristige Komponen-
te führt auch dazu, dass diese Risiken als kontrollierbar dargestellt werden (Beck
2002; Boyle/Haggerty 2012; Rose 1996: 341). In der Literatur wird zunehmend
auch eine Erweiterung um radikal unkontrollierbare Risiken, in Anlehnung an Do-
nald Rumsfeld auch als »unknown unknowns« bekannt geworden, diskutiert (Daa-
se/Kessler 2007; Aradau/van Munster 2007). Obwohl dies eine ernstzunehmende
theoretische Überlegung darstellt, gehen wir in Abgrenzung zu konkreten Bedro-
hungen weiterhin von einem eher klassischen Risikobegriff aus, da sich der Fokus
auf möglicherweise katastrophale, unkalkulierbare Risiken aus unserer Sicht wieder
einer klassischen Versicherheitlichung auf Basis des Bedrohungsbegriffs annähert.
Zudem zielen politische Strategien häufig ohnehin darauf ab, unknown unknowns
wieder zu known unknowns zu transformieren und damit kalkulierbar zu machen.

Um wieder auf unsere idealtypische Unterscheidung zurückzukommen, bleiben
die Referenzobjekte, die in der klassischen KS meist klar benannt werden können,
in einer risikobasierten Versicherheitlichung als statistische Risikogruppen eher dif-
fus (Corry 2012: 244, 246; Beck 2000: 41). Zudem können konkrete Sicherheitsbe-
drohungen aktiv eliminiert werden, während Risiken lediglich mittels Risikoma-
nagement-Maßnahmen kontrolliert werden können (Corry 2012: 245, 247). Eine
häufige Form des Risikomanagements ist dabei auch die Versicherung gegen be-
stimmte Risiken, was bei konkreten existenziellen Sicherheitsbedrohungen keine
Alternative ist (Aradau/van Munster 2008).

2 Im Gegensatz zu Daase/Kessler (2007) sehen wir Bedrohung (danger) nicht als Oberbe-
griff für verschiedene Formen von Sicherheit, sondern als Äquivalenzterm für eine klassi-
sche Sicherheitskonzeption.
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Eine Matrix der Versicherheitlichungen des Klimawandels

In der relevanten Literatur zur Umwelt- und Klimasicherheitsdebatte lässt sich häu-
fig eine Unterscheidung zwischen verschiedenen Referenzobjekten von Sicherheit
finden, die jedoch nur selten systematisch mit dem Versicherheitlichungsansatz
verknüpft wird.3 Ausgehend von den dominanten Konzepten der nationalen, der
menschlichen und der Umweltsicherheit (Barnett 2001; Pirages 2013; Dalby 2009)
gehen wir in unserem Konzept von drei maßgeblichen Ebenen des Referenzobjek-
tes aus: territorial, individuell und global. Neben dem bedrohten Referenzobjekt
lassen sich in Versicherheitlichungsprozessen meist auch eine – mehr oder weniger
konkrete – Bedrohung, bestimmte Hauptakteure und Gegenmaßnahmen identifizie-
ren, auf die wir im Folgenden ebenfalls kurz eingehen werden.

Territorial: Ein in den Debatten zu den möglichen sicherheitsrelevanten Auswir-
kungen des Klimawandels häufig genanntes Argument ist, dass in einer sich erwär-
menden Welt gewaltsame Konflikte oder Kriege häufiger auftreten könnten.4 Be-
drohtes Referenzobjekt ist hier der Staat, es geht also um die Bedrohung einer terri-
torialen Ordnung, weshalb wir diese Ebene als territorial bezeichnen. Dabei werden
als Bedrohung meist nicht die direkten physikalischen Auswirkungen des Klima-
wandels ausgemacht, sondern indirekte sozioökonomische und politische Proble-
me. Zum Beispiel könnten knapper werdende Wasservorkommen oder eine redu-
zierte Nahrungsmittelproduktion zu gewaltsamen Konflikten sowie der Destabili-
sierung von Staaten und Regionen führen. Die Hauptakteure, die durch diese Art
der Versicherheitlichung zum Handeln legitimiert werden, sind Staaten. Im Zusam-
menhang mit der Territorialebene werden oftmals militärisch geprägte Sicherheits-
konzepte wie Nationale Sicherheit genutzt. Gegenmaßnahmen drehen sich daher
häufig um staatliche Interventionen in durch den Klimawandel destabilisierten Re-
gionen, die auch eine militärische Komponente enthalten können.

Individuell: Ausgehend von den Diskussionen um die Erweiterung des Sicher-
heitsbegriffs (Booth 2005; Ullmann 1983) und dem Begriff der Menschlichen Si-
cherheit (UNDP 1994) bezieht sich unsere zweite Ebene auf das Individuum. Be-
drohtes Referenzobjekt sind einzelne Individuen, Gruppen oder eine globale Ge-
meinschaft von Individuen, wobei als Bedrohung die direkten physischen Folgen
des Klimawandels genannt werden, wie etwa Wassermangel und Naturkatastro-
phen. Gegenmaßnahmen sind eher entwicklungspolitische Maßnahmen zur Erhö-
hung der Resilienz und coping capacity der Betroffenen. Dabei sind hierzu legiti-
mierte Hauptakteure sowohl staatliche Dienste als auch zivilgesellschaftliche Grup-
pen.

2.3.

3 Einige Autoren (z. B. Barnett, Pirages oder Dalby) haben unterschiedliche Referenzobjekte
von Sicherheit in die Debatte eingebracht, allerdings ging es ihnen meist um eine normati-
ve Diskussion der Vor- und Nachteile ohne direkten Bezug zum Versicherheitlichungsan-
satz. Eine Ausnahme stellt Matt McDonald (2013) dar, der ein unserem ähnlichen Modell
von Versicherheitlichung entwickelt, jedoch ohne Bezug zur Risiko-Dimension.

4 Homer-Dixon (1991); Nordas/Gleditsch (2007); Barnett/Adger (2007); Scheffran et al.
(2012).
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Global: Die Debatten um Umweltsicherheit (Barnett 2001; Dalby 2002; Pirages
2005) sind der Ausgangspunkt für unsere dritte Referenzobjekt-Ebene, in der die
Umwelt selbst bzw. das ökologische Gleichgewicht des ganzen Planeten bedroht ist
(Grauvogel/Diez 2014). Kern der Bedrohung ist die zunehmende menschenge-
machte Erwärmung des Planeten und die Anreicherung von Treibhausgasen in der
Atmosphäre, welche negative Auswirkungen auf das globale Ökosystem haben
können. Als Gegenmaßnahmen werden häufig internationale Abkommen zur Be-
grenzung des Treibhausgasausstoßes, der Umbau des globalen Wirtschaftssystems
oder andere, spezifischere Umweltschutzmaßnahmen genannt (Brauch 2009). Die
wichtigsten Akteure sind die internationale Staatengemeinschaft oder einzelne (In-
dustrie-)Staaten und Zusammenschlüsse der größten Emittenten. Besonders Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs) im Umweltbereich, kirchliche Organisationen,
aber auch Klimaforscherinnen und -forscher selbst nutzen diesen Diskurs.

Die zwei Dimensionen von Versicherheitlichung (Bedrohung und Risiko) sowie
die Unterscheidung zwischen drei Referenzobjekt-Ebenen zusammengenommen,
führen unser Konzept zu sechs unterschiedlichen Diskursen von Klimasicherheit:
territoriale Bedrohung, territoriales Risiko, individuelle Bedrohung, individuelles
Risiko, globale Bedrohung und globales Risiko. Tabelle 1 fasst die sechs Diskurse
noch einmal zusammen.

Tabelle 1: Klimasicherheitsdiskurse

Logik der Versicherheitlichung
Sicherheit Risiko

Ebene des Referenzobjektes

Territorial
Sprechakt:

Territorialsicherheit
Klimawandel als Konfliktver-
stärker und Bedrohung für
staatliche Ordnung

Territorialrisiko
Klimawandel als Langzeitrisiko
für Risikoregionen

Individuell
Sprechakt:

Individualsicherheit
Klimawandel als Bedrohung
einzelner Menschen und ihrer
Lebensgrundlagen

Individualrisiko
Klimawandel als Gefahr für be-
stimmte Individuen in Risiko-
gruppen

Global
Sprechakt:

globale Sicherheit
Klimawandel als direkte Bedro-
hung von Ökosystemen und des
gesamten Planeten

globales Risiko
Klimawandel als potenzielles Ri-
siko für das ökologische Gleich-
gewicht mit unvorhersehbaren
Folgen

 

Zur Methode der komparativen Prozessanalyse

Diskursive Prozesse wie Versicherheitlichungen lassen sich in erster Linie in quali-
tativen Fallstudien über eine Verknüpfung von Diskurs- und Prozessanalyse unter-
suchen. Unsere Analyse baut dabei auf drei Pfeilern auf:

2.4.

Aufsätze

118
https://doi.org/10.5771/0946-7165-2016-2-112

Generiert durch IP '3.139.80.98', am 21.05.2024, 06:07:09.
Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2016-2-112


(1) einer systematischen Auswertung von zentralen NGO-Dokumenten in allen
vier Ländern, die dazu diente, die Propagierung bestimmter Sicherheitsbegriffe
festzuhalten: Die Auswahl fand zunächst auf Grundlage der Sekundärliteratur (und
dann auch nach dem Schneeballprinzip aus den NGO-Dokumenten heraus) sowie
einer damit einhergehenden Netzwerkanalyse statt;

(2) einer Analyse der Parlamentsdebatten in den vier Fällen (126 Debatten in Me-
xiko, 88 in Deutschland, 90 in der Türkei, 270 in den USA): Auch hier standen die
Herausarbeitung der Versicherheitlichungsformen, der expliziten Verweise auf
NGO- oder wissenschaftliche Berichte sowie der Übernahme von Argumentations-
mustern im Vordergrund;

(3) ausgedehnten Interviews mit zentralen Akteurinnen und Akteuren: Dazu zähl-
ten die in den Schritten 1 und 2 bereits identifizierten Protagonisten sowie weitere
Akteure und Akteurinnen, die sich im Schneeballverfahren aus den Interviews er-
gaben. Die Interviews dienten vor allem der Analyse des Verlaufs des Versicher-
heitlichungsprozesses und der Rolle spezifischer Akteurinnen und Akteure. Insge-
samt wurden pro Land im Durchschnitt 20 bis 25 Interviews geführt.5

Empirie: die Versicherheitlichung des Klimawandels in vier Ländern

In diesem Kernstück unseres Artikels wenden wir unser Analyseraster auf unsere
vier Länderfälle an und analysieren die relevanten Politikprozesse seit 1990
(bis 2014), da um diese Zeit die Behandlung des Klimawandels als politisches The-
ma im größeren Umfang begann. Ziel ist es, die vorherrschenden Versicherheitli-
chungen, die zentralen Akteure und Akteurinnen und die damit legitimierten Politi-
ken sowie die Bedingungen für und Folgen der (fehlenden) Versicherheitlichungen
aufzuzeigen.

USA: die Integration des Klimawandels in die Planungen des
Verteidigungssektors

Im Zuge der internationalen Diskussion um eine Bedrohung durch den Klimawan-
del und der Gründung des IPCC im Jahre 1988 sowie aufgrund der wissenschaftli-
chen Debatten um Umweltsicherheit begann die Verknüpfung von Klimawandel
und Sicherheit auf politischer Ebene in den USA bereits in den 1990er Jahren. Un-
ter Präsident Bush Sr. wurde der Klimawandel das erste Mal explizit in der »Natio-
nalen Sicherheitsstrategie« als wichtiges Umweltproblem erwähnt (The White
House 1991: 2, 22) und einige Jahre später unter Clinton gar als »[…] serious
enough to jeopardize international stability […]« bezeichnet (The White House
1994: 15). In der zweiten Hälfte der 1990er Jahre führte die Debatte zu verschiede-

3.

3.1.

5 Die für die empirische Analyse erhobenen Daten werden auf fachlich begründete Anfrage
an die zib-Redaktion gerne von den Autoren und der Autorin zur Verfügung gestellt.
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nen Politiken an der Schnittstelle zwischen Klimawandel und Sicherheit. Dazu ge-
hörten die Gründung eines Büros, das sich mit den Wechselwirkungen zwischen
Militäroperationen und -basen und Umweltfragen auseinandersetzte, oder die Ein-
setzung eines Programms, welches erlaubte, Kapazitäten der Nachrichtendienste für
Umweltbeobachtungen zu nutzen (Floyd 2010: 80, 95). Mit dem Ende der Präsi-
dentschaft Clintons trat die Debatte allerdings zunehmend in den Hintergrund6

(Harris 2002: 153) und wurde erst 2003 mit einer Studie im Auftrag des Pentagons
wiederaufgenommen (Schwartz/Randall 2003). Wirklich Fahrt nahm die Klimasi-
cherheitsdebatte erst um das Jahr 2007 mit der Veröffentlichung eines Berichts des
halbstaatlichen Thinktanks CNA auf, in dem der Klimawandel als Bedrohung für
die nationale Sicherheit der USA dargestellt wurde (CNA 2007).7 In der Folge wur-
den weitere Thinktank-Berichte veröffentlicht8 und eine rege Debatte in der Öffent-
lichkeit und im Kongress über die sicherheitsrelevanten Auswirkungen des Klima-
wandels angestoßen (Mildner/Richert 2010: 12).

Betrachtet man diese Debatte mithilfe unseres Analyserasters im Hinblick auf die
dominanten Klimasicherheitsdiskurse wird deutlich, dass vor allem ab Mitte der
2000er9 die Bedrohungsdimension überwiegt und die Referenzobjekte vor allem
auf territorialer Ebene ausgemacht werden: »Projected climate change poses a se-
rious threat to America’s national security« (CNA 2007: 6). Zwar wird die Indivi-
dualebene auch genutzt, auffällig ist dabei allerdings, dass der individuelle Bedro-
hungsdiskurs meist keineswegs isoliert auftaucht, sondern mit der territorialen Ebe-
ne verknüpft wird. Er dient häufig lediglich als Einstieg in eine Kausalkette, die am
Ende die nationale Sicherheit bedroht sieht:

»A health emergency involving large numbers of casualties and deaths from disease can
quickly expand into a major regional or global security challenge that may require mili-
tary support, ranging from distribution of vaccines to full-scale stability operations«
(CNA 2007: 15; eigene Hervorh.).

Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Abwehr der Bedrohungen umfassen einer-
seits Mitigationsmaßnahmen wie Emissionshandelssysteme, die Verbesserung der
Energieeffizienz und multilaterale Kooperationsabkommen (Campbell et al. 2007:
19, 89, 109), andererseits aber auch häufig Adaptations- und Resilienzmaßnahmen.
Diese beinhalten vor allem die Vorbereitung des Militärs auf Klimafolgen, was so-

6 Gründe hierfür waren, dass mit Al Gore ein einflussreicher Klima-Aktivist das Weiße Haus
verließ und mit George W. Bush ein Präsident gewählt worden war, der am Anfang seiner
Amtszeit noch nicht einmal die Existenz des Klimawandels anerkannte. Darüber hinaus
überlagerte nach dem 11. September 2001 der »Kampf gegen den Terror« alle anderen Si-
cherheitsdiskussionen (Floyd 2010: 122).

7 Mittlerweile ist ein Update dieses Reports erschienen, welches ebenfalls wieder recht große
Aufmerksamkeit erregte (CNA Military Advisory Board 2014).

8 Berichte wurden veröffentlicht von den Thinktanks Center for a New American Security
(CNAS), Center for Strategic and International Studies (CSIS), American Security Project
(ASP), Center for American Progress (CAP), Wilson Center, Rand, Operation Free, Coun-
cil on Foreign Relations (CFR), Brookings Institution, Center for Climate Change Energy
and Security (C2ES) und Center for Climate and Security.

9 In den 1990ern und Anfang der 2000er waren die globale und die Individualdimension
noch häufiger vertreten (U. S. Senate 1997; 2003).
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wohl die Anpassung eigener Basen als auch die Planung von Einsätzen in Krisen-
gebieten oder nach Naturkatastrophen umfasst (McGrady et al. 2010: 35; Campbell
et al. 2007: 108).

Die Engführung auf den militärischen Sektor in den USA hängt stark mit der Ak-
teursstruktur zusammen. So waren es in erster Linie sicherheits- und verteidigungs-
politische Thinktanks, die als Diskursunternehmer den Klimawandel als Sicher-
heitsbedrohung darstellten. Diese Thinktanks hatten im Vergleich mit unseren an-
deren Länderfällen einen ungewöhnlich großen Einfluss auf die politische Debatte.
Ausgangspunkt für das Aufgreifen des Klimasicherheitsarguments Mitte der 2000er
war die zerfahrene Klimapolitik in den USA, die aufgrund einer stark ideologisch
aufgeladenen und polarisierten Diskussion zwischen Republikanern und Demokra-
ten seit Jahren nicht vorwärtsgekommen war (Fletcher 2009; Brzoska 2012: 172).
In dieser Situation erkannten Thinktanks wie CNA, CNAS und CSIS unter der Fe-
derführung erfahrener und gut vernetzter Individuen (vor allem Sherri Goodman
und Kurt Campbell) die Chance, der Debatte eine neue Richtung zu geben.10 Zum
einen handelten sie aus der Überzeugung, dass der Klimawandel auch sicherheitsre-
levante Folgen haben könnte11 zum anderen aber auch aus strategischen Erwägun-
gen. So genießt das Militär in der US-amerikanischen Öffentlichkeit ein hohes An-
sehen und wird als politisch neutraler, ehrlicher Makler wahrgenommen.12 Durch
die Einbeziehung des Militärs sollten konservative Kreise von der Realität und
Dringlichkeit des Klimaproblems überzeugt und das Thema außerdem entpolitisiert
werden (vgl. auch Fletcher 2009: 808): »Since climate change is a national security
concern, trusted members of the security policy community, especially the military,
can act to tilt policy discussions toward evidence-based conclusions« (Rogers/
Gulledge 2010: 22). Hierfür war es allerdings unabdinglich, dass die Thinktanks
selbst glaubwürdig mit militärischen Institutionen reden konnten. Klassische Um-
welt-NGOs wie Greenpeace waren in der US-amerikanischen Klimasicherheitsde-
batte daher aus gutem Grund kaum aktiv. Obwohl sie durchaus die Chancen einer
versicherheitlichenden Argumentation sahen, hielten sie sich nach informellen Ab-
sprachen mit den Thinktanks zurück, um die Glaubwürdigkeit des Klimasicher-
heitsarguments nicht durch ihr liberales, politisch parteiisches Image zu beschädi-
gen.13

10 Eine wichtige Rolle spielten zudem Fördergelder einflussreicher Stiftungen wie der Ener-
gy Foundation, der Rockefeller Foundation und der Carnegie Foundation, die zu der Zeit
ebenfalls die Chance sahen mithilfe des Klimasicherheitsarguments neuen Schwung in die
Klimadebatte zu bringen (Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertin-
nen und -Experten in Washington, D.C. am 28.5.2014).

11 Häufig mit Verweis auf das globale Engagement des US-amerikanischen Militärs, das bei
Konflikten, aber vor allem nach Umweltkatastrophen oftmals der erste Akteur am Ort des
Geschehens ist und so von möglichen globalen Klimafolgen direkt betroffen sein wird
(Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Wa-
shington, D.C. am 3.6.2014).

12 Gallup 2014: Confidence in Institutions, in: http://www.gallup.com/poll/1597/confidence-
institutions.aspx; 25.8.2014.

13 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Wa-
shington, D.C. am 16.5.2014.
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Die Motivation der meisten Akteure war weniger eine Verbesserung der Klima-
politik, sondern in erster Linie eine Berücksichtigung der sicherheitsrelevanten Kli-
mafolgen durch die Verteidigungsorgane – was auch die Dominanz des territorialen
Bedrohungsdiskurses und des Militärs als Referenzobjekt erklärt. Die im Zuge die-
ser Versicherheitlichung legitimierten Politiken finden sich deshalb vornehmlich im
Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Es gab zwar vor allem im Zeit-
raum zwischen 2007 und 2010 unzählige Gesetzesvorlagen und Debatten im Kon-
gress, die den Klimawandel als Sicherheitsproblem einstuften, um eine allgemeine
Klimagesetzgebung voranzutreiben (C2ES 2008a; U. S. Senate 2008: S4990). Al-
lerdings scheiterten letzten Endes alle daran, ein Gesetz im Kongress durchzusetzen
(C2ES 2008b).

Handfestere Veränderungen waren im Sicherheits- und Verteidigungssektor zu
finden, wo der Klimawandel ab 1991 in fast allen Nationalen Sicherheitsstrategien
auftauchte. Ab 2008 wurde er in den Nationalen Verteidigungs- und Militärstrategi-
en (DOD 2008: 5), 2010 das erste Mal im einflussreichen Quadrennial Defense Re-
view (QDR) und später auch im QDR 2014 erwähnt (DOD 2010; 2014). Dies führte
zur Integration von Klimafolgen in eine ganze Reihe weiterer Planungsszenarien im
Verteidigungssektor. Sowohl das Pentagon als auch die Navy stellten eigene Cli-
mate Roadmaps vor (DOD 2012; U. S. Navy 2010), die Navy gründete eine Task
Force on Climate Change (U. S. Navy 2009) und das Department for Homeland
Security integrierte Klimafolgen in seine National Infrastructure Protection Plans
(DHS 2013). Im Jahr 2013 bezeichnete Navy-Admiral Locklear den Klimawandel
gar als größte Langzeitbedrohung im asiatisch-pazifischen Raum (Bender 2013).
Auch der Geheimdienstsektor griff das Thema auf: Die Central Intelligence Agency
(CIA) gründete 2009 ein eigenes Center for Climate Security, der Klimawandel
wurde in das Intelligence Estimate 2008 (Fingar 2008) aufgenommen und in der
Folge in den Annual Threat Assessments (Blair 2009) erwähnt. Schlussendlich fand
der Klimawandel unter anderem aufgrund medial stärker wahrgenommener Klima-
folgen für die USA selbst Eingang in diverse Katastrophenschutzpläne (FEMA
2012). Die Konsequenz der Versicherheitlichung war also in erster Linie eine Inte-
gration des Klimathemas in die Planungen des Sicherheits- und Verteidigungssek-
tors, von anderen auch treffend als »Klimatisierung« bezeichnet (Brzoska/Oels
2011). Obwohl das erklärte Ziel vieler Thinktanks auch die Öffnung der Debatte
für Mitigationsmaßnahmen war14, führte der dominante Diskurs erst einmal dazu,
dass Adaptations- und Resilienzmaßnahmen in den Vordergrund traten, da diese
einfacher mit den verteidigungspolitischen Planungen in Einklang zu bringen wa-
ren.15

14 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Wa-
shington, D.C. am 13.5.2014.

15 Das bedeutet nicht, dass Mitigation völlig aus dem Blickfeld geriet. So gibt es auch einige
Initiativen im Verteidigungssektor, die auf Energieeffizienz und grüne Energien setzen
(Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit Staatsbediensteten in Washington, D.C.
am 30.5.2014.).
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Wie bereits deutlich geworden ist, sind die Bedingungen für die erfolgreiche Ver-
sicherheitlichung des Klimawandels in den USA vielfältig. So konnten die beteilig-
ten Akteure und Akteurinnen auf Wissen und Kontakte aus der früheren Umweltsi-
cherheitsdebatte aufbauen. Zudem spielte der große Einfluss sicherheitspolitisch
ausgerichteter Thinktanks und ihre gute Vernetzung mit der Politik eine große Rol-
le. Darüber hinaus war das ungewöhnlich hohe Vertrauen in das Militär ein ent-
scheidender Faktor. Schließlich kann die fast vollständige Abwesenheit klassischer
Umwelt- oder Menschenrechts-NGOs in der Debatte erklären, warum weniger Dis-
kurse genutzt wurden, die in erster Linie auf die Umwelt selbst oder bedrohte Men-
schen hinweisen.

Deutschland: der ambivalente Vorreiter

Obwohl in Deutschland eine erste Welle von Versicherheitlichungsversuchen be-
reits in den 1980ern16 parallel zum internationalen Diskurs aufkam, nahm die Kli-
masicherheitsdebatte besonders ab Mitte der 2000er Fahrt auf (Brauch 2009). Ins-
besondere der Bericht des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung für Glo-
bale Umweltveränderungen (WBGU) »Welt im Wandel: Sicherheitsrisiko Klima-
wandel« (WBGU 2007a), der im Mai 2007 veröffentlicht wurde, erfuhr große
Beachtung (Richert 2012). Ähnlich wie in den USA erreichte der deutsche Klimasi-
cherheitsdiskurs von 2007 bis zum Klimagipfel in Kopenhagen (2009) seine stärks-
te Ausprägung und war nun auch massiver denn je in den Medien vertreten (Norck
2012: 27). Neue, spezialisierte Arbeits- und Forschungsbereiche zu Klimawandel
und Sicherheit (z. B. der Exzellenzcluster Integrated Climate System Analysis and
Prediction, CliSAP, in Hamburg oder das Kompetenzzentrum für Klimaschutz und
Klimaanpassung, CLIMA, in Kassel) entstanden, und Thinktanks, NGOs, und Re-
gierungsorganisationen, darunter adelphi (2009), die Stiftung Mercator und die Ge-
sellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ, früher GTZ), thematisierten den
Klimawandel als Sicherheitsproblem (GTZ 2008; adelphi 2011).17 Auch Außenmi-
nister Frank-Walter Steinmeier bezeichnete den Klimawandel auf der Münchner Si-
cherheitskonferenz 2007 erstmals als eine Frage der nationalen und internationalen
Sicherheit (Steinmeier 2007) – ein Argument, das er mittlerweile mit der Aussage,
die Klimapolitik sei ein »Pfeiler der deutschen Außenpolitik« verbunden hat (Stein-
meier 2014).

Die Versicherheitlichungsdiskurse in Deutschland müssen stets im gesamteuro-
päischen Kontext verstanden werden. Entsprechend hat auch der WBGU-Bericht
von 2007 die Beschäftigung mit dem Klimawandel als Sicherheitsproblem als Zu-
kunftsaufgabe der EU dargestellt (WBGU 2007a: 1, 8-9). Mit Blick auf die Refe-
renzobjekte steht im deutschen Diskurs, im Gegensatz zu den USA, die individuelle

3.2.

16 DER SPIEGEL, 11.8.1986: 122-134.
17 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Essen

am 23.4.2014.
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Ebene im Vordergrund. Das Augenmerk liegt auf schwachen und gefährdeten Indi-
viduen in ebensolchen Gesellschaften (Brzoska/Oels 2012; WBGU 2007b: 1-6):
»Ein ungebremster Klimawandel kann existenzielle Lebensgrundlagen gefährden,
zur Aushöhlung menschlicher Sicherheit führen und in diesem Sinne zur Verlet-
zung von Menschenrechten beitragen« (WBGU 2007a: 10). Die territoriale Ebene
taucht in Deutschland deutlich zurückhaltender auf als in den USA, allerdings wird
im Zusammenhang mit der individuellen Ebene auf das Konfliktpotenzial durch
Klimawandel-Phänomene wie Ressourcenverknappung hingewiesen (Auswärtiges
Amt 2011). Die insbesondere in Bezug auf territoriale Bedrohung eher entwarnen-
de Haltung zeigt sich bei Aussagen wie: »Es werden keine Massen von Menschen
Deutschland oder Europa stürmen« (Wagner 2010). Dies korreliert gleichzeitig mit
einem Bewusstsein für humanitär verschärfte Situationen in betroffenen Regionen,
in denen Resilienz geschaffen werden muss. Neben entwicklungspolitischen Akteu-
ren wie der GIZ vertreten besonders humanitäre Organisationen wie die Diakonie,
Oxfam und der Evangelische Entwicklungsdienst (EED) den individuellen Sicher-
heitsdiskurs. Besonders bei kirchlichen Trägern wird aber auch häufig auf die glo-
bale Bedrohung verwiesen (EKD 1985; 1995). Vor allem wissenschaftliche Akteu-
re und Akteurinnen distanzieren sich mittlerweile oftmals bewusst von einer alar-
mierenden Rhetorik (Schellnhuber 2011).18 Dies kann auch als das Ergebnis eines
Lernprozesses der Expertinnen und Experten verstanden werden (vgl. von Storch
2011).

Bezüglich der analytischen Unterteilung in Bedrohungs- und Risikodimension
variieren die Schwerpunkte. Der seit den 1990ern auf der Bedrohungsdimension
liegende Schwerpunkt wird ab der zweiten Hälfte der Nullerjahre immer häufiger
um die Risikodimension ergänzt, bleibt aber weiter dominant. Mit dem Rückgang
der Versicherheitlichungsversuche auf internationaler Ebene nach dem klimapoliti-
schen Rückschlag in Kopenhagen nimmt schließlich ab 2009 auch in Deutschland
die Intensität der Diskussion ab. Insgesamt scheint sich bei vielen Akteurinnen und
Akteuren nach dem Höhepunkt von 2007 bis 2009 eine strategische Wende in der
Rhetorik vollzogen zu haben, die weg vom Alarmismus und hin zu objektiveren
Argumenten mit konkreteren praktischen Handreichungen für die Politik führte und
wiederum häufiger die Risikodimension bemüht (Töpfer 2010; Latif 2014).

Einflussreiche versicherheitlichende Akteure in Deutschland waren, anders als in
den USA, anfangs vor allem die Wissenschaft und die auf deren Erkenntnissen auf-
bauende Zivilgesellschaft mit Organisationen wie Greenpeace, World Wide Fund
For Nature (WWF) und anderen Umwelt-, aber auch Entwicklungshilfeorganisatio-
nen. Vor allem auch weil Deutschlands Klimaforschungslandschaft seit Anfang der
1990er Jahre als eine der besten der Welt gilt (Krueck et al. 1999), wurden ihre Er-
kenntnisse stark weiterverbreitet (Schmidt 2012: 69). Hierfür ist das Potsdam-Insti-
tut für Klimafolgenforschung (PIK) exemplarisch, das an der Schnittstelle zwischen
Wissenschaft und (internationaler) Politik agiert und dabei von einer breiten natio-

18 Interview zu Klimawandel und Versicherheitlichung mit Dirk Messner (Deutsches Institut
für Entwicklungspolitik, DIE) in Bonn am 24.4.2014.
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nalen und internationalen Öffentlichkeit gehört wird. Das PIK inbegriffen, haben
vor allem die Akteurinnen und Akteure im WBGU die Verknüpfung von Klima-
wandel und Sicherheit weiter in andere Institutionen, wie zum Beispiel in das Deut-
sche Institut für Entwicklungspolitik (DIE) oder das Wuppertal Institut für Klima,
Umwelt, Energie getragen.19 Zudem haben Thinktanks wie adelphi, Germanwatch,
Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) und Climate Analytics, oft auch in direk-
ter Kooperation mit Wissenschaftsakteuren wie dem PIK, eine wichtige Rolle in
der Debatte gespielt (PIK 2012; Bojanowski 2013; Nicola 2013; SWP 2015). Der
Einfluss auch einzelner Expertinnen und Experten und die Verflechtung der deut-
schen mit der internationalen Debatte wurde deutlich, als Hans-Joachim Schellnhu-
ber, Direktor des PIK, als einer der hochrangigen Redner in der UN-Sicherheits-
ratsdebatte 2013 auftrat (Germanwatch 2013). Insgesamt führte in Deutschland das
Fehlen stark militärisch und sicherheitspolitisch geprägter Akteure sowie die
gleichzeitige Präsenz zahlreicher kirchlicher, humanitärer und umweltgeprägter
NGOs, zusammen mit dem starken Einfluss der Klimawissenschaft zur vorliegen-
den, eher auf die individuelle und die globale Ebene abzielenden, Klimasicherheits-
debatte. Beachtenswert ist zudem der Einfluss der Partei Bündnis 90/Die Grünen
als in unserem Ländervergleich einziger nennenswert aktiver politischer Partei. Au-
ßen- und Sicherheitspolitik bedeutet für sie auch die Bewältigung der »Klimakri-
se«, mit der es ihr immer wieder gelang, die deutsche Umwelt- und Klimapolitik
nachhaltig zu prägen (Weidner/Mez 2008: 356-378).

Mit Blick auf die durch die Versicherheitlichung verstärkt legitimierten Politiken,
zielt die deutsche Politik, im Gegensatz zu der US-amerikanischen, vor allem auf
Reduktionsmaßnahmen und weniger auf Anpassung oder gar militärische Planun-
gen (Bülow 2004). Die Verbindung von Klimawandel und Konflikt wird eher als
vermeidbar und abwegig dargestellt und der Fokus liegt auf Entwicklungshilfe- und
Stabilisierungsmaßnahmen. So hat die Bundeswehr das Thema Klimasicherheit nur
zögerlich aufgenommen und öffentlich diskutiert und keineswegs so umfassend in
ihre Planungen integriert, wie es in den USA geschehen ist (Bundeswehr 2012:
143-149). Entsprechend sind es auch nicht das Verteidigungsministerium oder das
Militär, die sich verstärkt dem Klimawandel als Sicherheitsproblem angenommen
haben, sondern das Entwicklungsministerium, das Umweltministerium, das Bil-
dungs- und Forschungsministerium sowie allen voran das Auswärtige Amt (BMZ
2011; Auswärtiges Amt 2011). Hier wurden neue Konzepte wie »climate diploma-
cy« (Pieper 2011) entwickelt und neue Stellen und Zuständigkeiten für Klimawan-
del geschaffen. Eine weitere Entwicklung in diesem Zusammenhang ist die Ener-
giewende. Diese ist zwar in erster Linie als Reaktion auf die Fukushima-Katastro-
phe zu sehen, allerdings spielten Klimasicherheitsdiskurse im Vorfeld eine wichtige
Rolle als Wegbereiter. So wurde die Energiewende schon früh, vor allem auch im
WBGU-Bericht, als Maßnahme und Antwort auf den Klimawandel als Sicherheits-
bedrohung vorgeschlagen (WBGU 2007a: 1-9; Richert 2012).

19 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit einem Experten in Bonn am 24.4.2014.

Franziskus von Lucke/Thomas Diez/Zehra Wellmann: Klimakämpfe

 2/2016 125
https://doi.org/10.5771/0946-7165-2016-2-112

Generiert durch IP '3.139.80.98', am 21.05.2024, 06:07:09.
Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2016-2-112


Als besondere Bedingungen für die erfolgreiche Versicherheitlichung des Klima-
wandels in Deutschland kann zum einen die gut finanzierte und ausdifferenzierte
Forschungslandschaft (DWD 2013) und deren starker Einfluss auf Medien, Öffent-
lichkeit und Politik gelten, zum anderen aber auch das Fehlen einflussreicher si-
cherheitspolitischer Thinktanks in der Klimasicherheitsdebatte. In Deutschland
herrscht zudem, nicht zuletzt aufgrund seiner politischen Kultur (Kilian 2012: 343),
eine größere Offenheit gegenüber wissenschaftlichen, zivilgesellschaftlichen und
entwicklungspolitischen Argumentationen und gleichzeitig eine größere Skepsis
gegenüber militärischen Akteuren, insbesondere im Vergleich mit den USA. Die
postmaterialistische Kultur hat sich in Deutschland unter anderem im Zuge der
Friedens- und Umweltbewegung fest im Bewusstsein – und in Form der Grünen
Partei auch in der Politik – verankert. Abschließend ist festzuhalten, dass der Weg
für Umwelt- und Klimathemen in die Politik kürzer und direkter ist und so operie-
ren zumindest nicht-militärisch versicherheitlichende Akteure und Akteurinnen ins-
gesamt in einem freundlichen Milieu.

Türkei: Versicherheitlichung von außen und »counter-securitisation«

Ein Umweltbewusstsein kam in der Türkei, ähnlich wie in den anderen Fällen, erst-
mals in den 1980er Jahren auf (Çavlak 2012: 507). Dies wurde aber nicht explizit
mit Klimawandel verknüpft und brachte keine tiefgreifenden Änderungen des radi-
kalen entwicklungs- und wachstumspolitischen Fahrplans mit sich. Klimapolitisch
hat sich das Land vor allem aufgrund eines Gefühls der Ungleichbehandlung lange
nicht bewegt und auch aus dem internationalen Prozess weitgehend herausgehalten.
Bereits 1992 wurde das internationale Klimaregime als »Last« und die Haltung des
Westens als »Doppelmoral« in Parlamentsdebatten diskutiert (TBMM 1992). Kli-
mawandel spielt in der Türkei bisher nur einen Bruchteil der Rolle, den er in unse-
ren anderen Länderfällen spielt (vgl. Burck et al. 2012). Die Klimasicherheitsdebat-
te hat das Land zwar im Jahr 2007 erreicht, die Durchschlagskraft und Reichweite
war aber so gering, dass man nicht wirklich von einer »Debatte« sprechen kann. Es
liegen lediglich punktuelle Beiträge und Aussagen vor, die vereinzelt als Versicher-
heitlichungsversuche gewertet werden können (so z. B. Eslen 2007). Sie sind weit-
gehend ohne Effekt geblieben,20 bzw. wurden von »Gegen-Versicherheitlichungen«
im Bereich Energiepolitik und Wirtschaftswachstum unterdrückt (Şahin 2014).

Vor diesem Hintergrund von vorherrschenden Versicherheitlichungen zu spre-
chen, bedeutet eine Bezugnahme auf einen Diskurs, der innerhalb einer kleinen
Gruppe von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, Bürokratinnen und Büro-
kraten sowie zivilgesellschaftlich Engagierten stattfindet21 (vgl. Şahin 2014). Die
breite Öffentlichkeit und wichtige Entscheidungsträger und Meinungsmacher sind
bisher nicht nachhaltig erreicht worden. Im Klimasicherheitsdiskurs der Elite trifft

3.3.

20 Interview mit Experten zu Klimawandel und Sicherheit in Istanbul am 27.8.2014.
21 Interview mit Mahir Ilgaz (von der NGO 350.org Turkey) in Istanbul am 27.8.2014.
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man hauptsächlich auf rhetorische »Importe«, d. h. im Prinzip mehr oder weniger
glaubwürdig kopierte Phrasen und Argumente, die aufgrund fehlender politischer
Handlungen wenig überzeugend erscheinen. Als Beispiel kann hier die Rede von
Präsident Erdoğan auf dem UN-Klimagipfel 2014 in New York dienen.22 Ausnah-
men sind einige wenige unabhängig agierende Umweltaktivisten und -bewegun-
gen.23 Der Klimawandeldiskurs scheint zumindest auf der Regierungsebene bisher
eher aus dem Kontext des Beitritts zur Europäischen Union (EU) durch politischen
Druck oder für neue Finanzierungsquellen übernommen worden zu sein.24 Verein-
zelte Ansätze einer Klimasicherheitsdiskussion können zwischen 2007 und 2009
ausgemacht werden, als der britische Außenminister David Miliband im Vorfeld
des Klimagipfels von Kopenhagen an einer Sitzung der türkischen Umweltkommis-
sion im Parlament teilnahm und dort die Sicherheitsbedrohungen der globalen Er-
wärmung darlegte (TBMM 2009). General a. D. Nejat Eslen ist wahrscheinlich der
einzige Militärangehörige in der Türkei, der den Klimawandel 2007 öffentlich als
Sicherheitsbedrohung dargestellt hat:

»Der Klimawandel muss in der Türkei als ein ernstzunehmendes Sicherheitsproblem an-
erkannt werden. […] Der Klimawandel führt hier zu Ernteeinbußen, Gesundheitsproble-
men, Wasserarmut und Migration und kann Wegbereiter für Spannungen und Konflikte
sein« (Eslen 2007; eigene Übers.).

Laut Eslen muss die Türkei als Besitzerin wichtiger Wasservorkommen in der
Region den durch den Klimawandel bedingten Effekten begegnen und sich wapp-
nen (Eslen 2007). Eslens Art der Versicherheitlichung zielt eher auf die Bedro-
hungsdimension und weist Ähnlichkeiten mit dem US-amerikanischen Diskurs auf.

Von politischer Seite wird der Klimawandel meist nur dann als Sicherheitspro-
blem artikuliert, wenn sich konkrete Effekte wie Wasserarmut und damit einherge-
hende landwirtschaftliche Ertragseinbußen, vor allem für die Landbevölkerung,
zeigen, die für die Politik spürbare Folgen wie Stimmenverluste haben könnten
(Baluken 2014; TBMM 2014b). Zudem zeichnet sich die Haltung unter türkischen
Entscheidungsträgern und Meinungsmachern, trotz vereinzelter Versicherheitli-
chungsversuche, vor allem durch eine Skepsis und Resistenz gegenüber der Artiku-
lation von Klimasicherheit aus, welche sich in den untersuchten Parlamentsdebatten
widerspiegeln (TBMM 1992; 2007). Meist werden etwa Problematiken wie Was-
serarmut und Dürre gar nicht in Verbindung mit dem Klimawandel gebracht.25

Was die relevanten Akteurinnen und Akteure in der türkischen Klimasicherheits-
debatte anbelangt, kamen neben Miliband auch andere wichtige versicherheitli-
chende Akteure meist von außen, wobei hier die EU im Rahmen des Erweiterungs-
prozesses eine besondere Rolle spielt. Auch Organisationen wie das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen (UNDP) und NGOs wie 350.org, Greenpeace

22 Hürriyet, 23.9.2014, in: http://www.hurriyet.com.tr/cumhurbaskani-erdogan-iklim-zirvesi
nde-konustu-27262342; 18.8.2016.

23 NTV, 8.11.2012, in: http://www.ntv.com.tr/arsiv/id/25395916/; 18.8.2016.
24 Interview mit Mahir Ilgaz (von der NGO 350.org Turkey) in Istanbul am 27.8.2014.
25 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit einem Wissenschaftler in Istanbul am

10.9.2014.
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oder WWF sind im Klima-(Sicherheits-)Diskurs aktiver als die meisten nationalen
Akteure (Şahin 2014: 125). Aufgrund der schwachen institutionellen Struktur sind
die Rollen von Einzelpersonen und Aktivistinnen und Aktivisten umso wichtiger,
da sie meist relativ eng mit der internationalen Ebene vernetzt sind. Allerdings en-
gagieren sie sich meist eher im Allgemeinen für Umwelt- und Klimathemen und
Versicherheitlichungsversuche vonseiten türkischer Akteure oder Aktivistinnen
stellen eine Ausnahme dar. Sie verweisen in ihrer Argumentation zudem oft auf die
zuvor genannten internationalen Akteure wie das UNFCCC und den IPCC, um
überhaupt wahrgenommen zu werden. Es gibt nur eine vergleichsweise geringe und
meist nicht auf die Klimaproblematik spezialisierte Zahl von NGOs26, die zudem
untereinander wenig vernetzt sind.27 Häufiger sind es Umwelt-NGOs wie z. B. die
TEMA-Stiftung, die sich den Klimawandel mit auf die Fahnen schreiben, deren ei-
gentliche Interessen aber anderswo liegen.

In konkreten Politiken hat der Klimawandel als Sicherheitsproblem zwar verein-
zelt Erwähnung gefunden, im türkischen Sicherheitsdiskurs spielt bisher jedoch le-
diglich das Problem möglicher Wasserkonflikte eine Rolle (vgl. TBMM 2014a).
Dieses eher kurzfristige und stark territorial geprägte Denken ist bezeichnend für
den türkischen Klimawandeldiskurs. Von konkreten Phänomenen wie Hitze und
Wasserarmut wird die Brücke hin zum größeren Problem des Klimawandels meist
nicht geschlagen (vgl. Baluken 2014). Infolgedessen spielt auch die Darstellung des
Phänomens als Sicherheitsproblem kaum eine Rolle.

Mit Blick auf die Vorbedingungen dieser gescheiterten Versicherheitlichung ist
die wenig institutionalisierte und schwache wissenschaftliche Forschung und Zivil-
gesellschaft, und damit das Fehlen von Akteurinnen und Akteuren, die eine Versi-
cherheitlichung vorantreiben könnten, als wichtiger Grund hervorzuheben. Beson-
ders im Vergleich zu Ländern wie Deutschland und den USA fällt die fehlende
Infrastruktur und geringe Förderung der Forschung im Allgemeinen, und auch in
Bezug auf den Klimawandel auf. Nur wenige Wissenschaftler und Wissenschaftle-
rinnen sowie Forschungszentren und Universitäten beschäftigen sich überhaupt mit
Klimawandel wie z. B. das Eastern Mediterranean Climate Research Center oder
die Bogazici University (vgl. Şahin 2014: 180-185). Dies geschieht zudem meist
eher aus einer technischen Perspektive, sodass die Verknüpfung von Themen wie
Klimawandel und Sicherheit ausbleibt. Nach der vorherrschenden türkischen
Selbstbeurteilung lässt sich das Fehlen der Forschung und Zivilgesellschaft zum
Klimawandel in der Türkei mit dem Argument vom »Klimawandel als Luxuspro-
blem« begründen, wie eine Umfrage des International Social Survey Program na-
helegt.28 Laut dieser vorherrschenden Meinung hat die Türkei, die hier von den Be-

26 Bis zum Jahr 2010 war die TEMA-Stiftung die einzige türkische Organisation mit Beob-
achterstatus beim UNFCCC.

27 Erste Versuche der Vernetzung wurden z. B. 2010 mit der Gründung des »Klima-Netz-
werks« (»Iklim Agi«) gemacht.

28 Hürriyet, 16.5.2011, in: http://www.hurriyetdailynews.com/default.aspx?pageid=438&n=
protecting-the-environment-is-not-the-highest-priority-for-turkish-people-says-report-201
1-05-16; 18.8.2016.
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fragten selbst als Entwicklungsland wahrgenommen wird, keine Kapazitäten, sich
um die Bekämpfung des Klimawandels zu scheren.29 Als ein weiterer Grund für
das Scheitern der Versicherheitlichung kann der Argwohn gegenüber der Proble-
matik und dem Westen als »Hauptmahner« in Bezug auf den Klimawandel genannt
werden, der die Glaubwürdigkeit des Arguments untergräbt und zusammen mit
dem Argument der Klimagerechtigkeit jegliche Handlungsbereitschaft lähmt. In
den extremsten Fällen ist von einer »westlichen Doppelmoral« (TBMM 1992: 270)
die Rede. Der langjährige Doppelstatus der Türkei im Klimaregime, in dem sie so-
wohl als Industrienation als auch als Entwicklungsland galt, stets aber eine alleinige
Einstufung als Entwicklungsland im Sinne der Klimagerechtigkeit forderte, hat bis
zur Anerkennung ihres Sonderstatus eine ernstzunehmende Thematisierung von
Klima(-sicherheit) weitestgehend verhindert. Größtes Hindernis für eine erfolgrei-
che Versicherheitlichung ist aber letztendlich die Prioritätensetzung am Scheide-
punkt zwischen rasanter wirtschaftlicher Entwicklung und Nachhaltigkeit. Starke
politische und wirtschaftliche Interessen stehen der Wahrnehmung und Akzeptanz
des Klimawandels als Sicherheitsbedrohung im Wege. Die Regierungspartei Adalet
ve Kalkınma Partisi (AKP) baut für ihren Erfolg auf die wirtschaftliche Entwick-
lung und legt in dieser Hinsicht, insbesondere was die Energieversorgung angeht,
eine kompromisslose Haltung an den Tag. Der Energiesicherheitsdiskurs steht dem
Klimasicherheitsdiskurs als eine Form von »counter-securitisation« im Wege und
bis heute versuchen unter anderem renommierte Organisationen, das Klimawan-
delphänomen zu diffamieren (Haber Ajansi 2015). Diese ablehnende Haltung spie-
gelt sich schließlich auch in der Stellungnahme des Parlaments aus dem Jahr 2007
wider, wonach die Türkei »noch nicht an einen Punkt angelangt [ist], an dem eine
tatsächliche Gefahr durch den Klimawandel drohe« (TBMM 2007).

Mexiko: moderate Versicherheitlichung und gleichzeitige Politisierung

Im Gegensatz zur Türkei wurden Umweltthemen und insbesondere der Klimawan-
del in Mexiko für ein damaliges Entwicklungsland ungewöhnlich früh umfassend
thematisiert und in verschiedene Planungsschemata mit aufgenommen.30 Während
das Parlament Klimasicherheitsargumente bereits in den 1990ern (Senado de la
República 1994) und Mitte der 2000er Jahre (Cámara de Diputados 2005) verein-
zelt diskutierte, erreichte diese Diskussion erst ab 2008 eine größere Öffentlichkeit
und folgte damit der globalen Debatte, in deren Rahmen seit 2007 wieder intensiv
Klimasicherheitsargumente diskutiert wurden. Nach einer ersten Erwähnung von
Klimasicherheitsargumenten während einer Veranstaltung von GLOBE Internatio-
nal und der Weltbank in der mexikanischen Abgeordnetenkammer (Cámara de Di-
putados), wurde in der Zeit von 2008 bis 2011 von weiteren internationalen Akteu-

3.4.

29 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit einem Wissenschaftler in Istanbul am
10.9.2014.

30 Peters/Maihold (2007: 8); Sánchez Gutiérrez et al. (2009: 4); Salazar/Masera (2010).
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ren in Zusammenarbeit mit mexikanischen NGOs versucht, das Thema in der mexi-
kanischen Politik zu verankern.31

Bei den vorherrschenden Sicherheitsdiskursen spielt vor allem im Vergleich mit
den USA die Risikodimension eine sehr viel größere Rolle.32 Die relevanten Be-
richte sprechen eher von potenziellen Risiken in der Zukunft als von definitiven,
unmittelbaren Sicherheitsproblemen, wie dieses Zitat des britischen Thinktanks
Royal United Services Institute (RUSI), der einer der wichtigsten Versicherheitli-
chungsakteure in Mexiko war, verdeutlicht: »The potential security impacts of cli-
mate change highlighted in this report are not inevitable; this study functions as a
risk assessment to highlight important areas of concern« (Feakin/Depledge 2010:
21). Auf der Ebene des Referenzobjektes dominiert in Mexiko die individuelle Ebe-
ne (CCC 2008: 4; Sánchez Gutiérrez et al. 2009: 8; Deheza 2011: 9). Sie wird zwar
ähnlich wie im US-Fall oft mit der territorialen Ebene verknüpft, allerdings bleibt
im mexikanischen Fall das Individuum meist das Hauptreferenzobjekt der Versi-
cherheitlichung, wie folgendes Zitat aus einem Bericht des NGO-Konsortiums
Partners for Democratic Change International (PDCI) veranschaulicht:

»However, an adversarial reaction could exacerbate existing tensions and social anxiety
if things are not resolved, which could, in turn, lead to violent conflict and thus further
decrease the quality of life and increase the vulnerability of people […]« (Brodziak et al.
2011: 21).

Gründe für die Dominanz der Risikodimension und der individuellen Ebene sind,
dass z. B. RUSI explizit das Ziel hatte, einen neuen, erweiterten Sicherheitsbegriff
in die Debatte einzubringen (Feakin/Depledge 2010: 5; Deheza 2011) und auch die
weiteren Akteure einen menschenrechtsbasierten Sicherheitsbegriff nutzten (Brod-
ziak et al. 2011: 10-11). Aufgrund der starken physischen und sozialen Vulnerabili-
tät der oft armen Bevölkerung Mexikos gegenüber Klimafolgen (Wolf 2007: 36)
bot sich die Nutzung der Individualebene an. Damit einhergehend gewann die Kli-
masicherheitsdiskussion in Mexiko vor allem punktuell im Zuge schwerer Umwelt-
katastrophen33 an Aufmerksamkeit und wurde schließlich auch generell als Sicher-
heitsproblem in den Medien diskutiert.34 Auch im Senat und in der Camara de Di-
putados wurden Klimasicherheitsargumente – häufig als eine Mischung der territo-
rialen und der individuellen Ebene – debattiert (Senado de la República 2013: 4;
Cámara de Diputados 2009).

Insgesamt war die Klimasicherheitsdiskussion moderat einflussreich in Mexiko.
So gab es zwar deutlich mehr versicherheitlichende Artikulationen als in der Tür-
kei, aber weniger als in Deutschland und vor allem in den USA. Die Politisierung
von Klimawandel als Thema nachhaltiger Entwicklung spielte eine mindestens

31 Sánchez Gutiérrez et al. (2009: 7-8); Feakin/Depledge (2010); Deheza/Mora (2013).
32 Allerdings ist die Abgrenzung zur Bedrohungsdimension nicht immer ganz trennscharf

vorzunehmen, da im mexikanischen Fall häufig Bedrohungsargumente mit Risikovokabu-
lar vermischt werden.

33 Interviews zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Mexi-
ko-Stadt am 3.4.2014 und am 8.4.2014.

34 La Jornada, 12.11.2009: 19; Reforma, 16.10.2011, in: http://reforma.vlex.com.mx/vid/adv
ierten-desastres-facilitan-inseguridad-223575139; 16.8.2016.
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ebenso große Rolle wie Klimawandel als Sicherheitsproblem35 (Calderón 2009).
Parallel zur moderaten Bedeutung des Klimasicherheitsarguments lassen sich in
Mexiko nur wenige Akteure und Akteurinnen identifizieren, die aktiv eine Versi-
cherheitlichung des Klimawandels vorangetrieben haben. Zunächst waren es ver-
einzelte Parlamentarier, die Klimasicherheitsargumente artikulierten (Senado de la
República 1998; Cámara de Diputados 2005), bevor dann ab 2008 auch internatio-
nale und zivilgesellschaftliche Akteure das Thema aufgriffen. Neben der erwähnten
Veranstaltung von GLOBE International im Jahr 2008 ging der erste intensivere
Versuch von dem internationalen Zusammenschluss mehrerer NGOs, PDCI, zu-
sammen mit einer Reihe mexikanischer NGOs36 und dem UNDP aus (Sánchez
Gutiérrez et al. 2009: 9-10). Durch die Verbindung mit Sicherheit versprachen sich
die Organisationen mehr Aufmerksamkeit für den Klimawandel und wollten zudem
eine stärkere Auseinandersetzung des Parlaments mit dem Thema erreichen37

(Sánchez Gutiérrez et al. 2009: 10, 12). So wurden zwischen 2008 und 2009 Um-
fragen und Workshops mit mexikanischen Abgeordneten (der Camara de Diputa-
dos) und weiteren politischen Stakeholdern durchgeführt um die Verbindung zwi-
schen Klimawandel und Sicherheit zu erläutern und die Notwendigkeit zeitnaher
Klimaschutzmaßnahmen hervorzuheben (CCC 2008; Sánchez Gutiérrez et al. 2009:
10-17).38 Anschließend veröffentlichte PDCI eine weitere Studie zur Verbindung
zwischen Klimawandel und Sicherheit, unter anderem gefördert von der EU als
Teil eines globalen Projektes39 zu Klimawandel und Konflikten (Brodziak et al.
2011).

Ebenfalls im Jahr 2008 startete die britische Botschaft in Mexiko zusammen mit
RUSI den zweiten größeren internationalen Versicherheitlichungsversuch in Mexi-
ko. Das Projekt untersuchte die sicherheitsrelevanten Folgen des Klimawandels in
Mexiko mit dem Ziel diese Verbindung den mexikanischen Politikerinnen und Po-
litikern näherzubringen und in der fünften mexikanischen Kommunikation an die
UNFCCC zu verankern.40 Dafür lud die Botschaft zusammen mit RUSI wichtige

35 Interviews zu Klimawandel und Sicherheit mit Staatsbediensteten und NGO-Expertinnen
und -Experten in Mexiko-Stadt am 14.4.2014 und 23.4.2014.

36 Centro de Colaboracion Civica (CCC), Centro Mario Molina (CMM), Centro Mexicano
de Derecho Ambiental (CEMDA), Comision de Estudios del Sector Privada para el Des-
arollo Sustentable (CESPEDES).

37 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Mexi-
ko-Stadt am 23.4.2014.

38 Der von PDCI durchgeführte Dialogprozess wurde teilweise durch die britische Botschaft
in Mexiko-Stadt finanziert. Die Zusammenarbeit endete 2009, nachdem es unterschiedli-
che Auffassungen über Sinn und Zweck der Arbeit gab. Während PDCI eher den Prozess
im Vordergrund sah, wollte die Botschaft konkrete Ergebnisse sehen (Interview zu Kli-
mawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Mexiko-Stadt am
23.4.2014).

39 Initiative for Peacebuilding – Early Warning Analysis to Action (IfP-EW), http://www.ifp
-ew.eu.

40 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit Staatsbediensteten in Mexiko-Stadt am
14.4.2014. Ein Grund für diesen Vorstoß der Briten war sicherlich die lebhafte Klimasi-
cherheitsdiskussion im Vereinigten Königreich zu der Zeit (Rothe 2013: 213).
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Stakeholder der mexikanischen Klimapolitik41 zu Workshops ein, auf denen Erfah-
rungen mit dem Thema ausgetauscht werden sollten und die schließlich in mehre-
ren Berichten mündeten (Feakin/Depledge 2010; Deheza 2011; Deheza/Mora
2013).

Was konkrete Erfolge und damit legitimierte Politiken angeht, waren diese Versi-
cherheitlichungsversuche nur mäßig erfolgreich. Der PDCI-Vorstoß konnte einige
Ergebnisse42 seiner Workshops in Gesetzen verankern und führte zu einer nicht
bindenden politischen Absichtserklärung zum Thema Klimasicherheit (Sánchez
Gutiérrez et al. 2009: 15). Er hatte aber insgesamt Probleme, die Stakeholder nach-
haltig für das Thema zu gewinnen, da es für sie zum einen relativ neu und unge-
wöhnlich war und zum anderen aufgrund der hohen Fluktuation des politischen
Personals schnell wieder in Vergessenheit geriet.43 Zudem trat die Verbindung zu
Sicherheit während des Dialogprozesses zunehmend in den Hintergrund und es
wurden vorwiegend allgemeine Klimathemen diskutiert (Sánchez Gutiérrez et al.
2009: 40).

Auch das britische Vorhaben resultierte nicht in nachhaltigen Planungen oder gar
in der prominenten Integration von Klimasicherheit in mexikanischen Gesetzen.
Ein wichtiger Grund hierfür war, dass das Projekt vom mexikanischen Außenmi-
nisterium als Kritik an der mexikanischen Sicherheitspolitik und somit als unzuläs-
sige Einmischung in die inneren Angelegenheiten Mexikos aufgefasst wurde. Dies
führte zu ernsthaften diplomatischen Verstimmungen, vor allem zwischen dem me-
xikanischen Außenministerium und RUSI bzw. der britischen Botschaft, und ver-
hinderte schließlich, dass die Ergebnisse des Projektes in größerem Maßstab in der
mexikanischen Klimapolitik und Gesetzgebung genutzt werden konnten.44 Der Ab-
schlussbericht von RUSI wurde für sechs Monate unter Verschluss gehalten und
konnte erst nach dem Regierungswechsel 2012 unter Präsident Nieto veröffentlicht
werden.45

Trotz der Schwierigkeiten dieser konkreten Versicherheitlichungsversuche, was
die Generierung einer größeren Aufmerksamkeit angeht, wurden Klimasicherheits-
argumente im Parlament in den Debatten zum Klimagesetz genutzt und haben so
einen Teil zur Annahme des Klimagesetzes beigetragen. Zudem taucht der Klima-

41 Unter anderem Comisión Económica para América Latina y el Caribe (CEPAL), The
Global Legislators Organisation (GLOBE), Secretaría de Medio Ambiente y Recursos
Naturales (SEMARNAT), Comisión Nacional del Agua (CONAGUA), Instituto Nacional
de Ecologia (INE), Instituto Nacional de Migración (INM), Centro de Investigación y Se-
guridad Nacional (CISEN), Centro Mexicano de Derecho Ambiental (CEMDA) Hein-
rich-Böll-Stiftung, OXFAM, Instituto Mexicano para la Competitividad (IMCO) und
Greenpeace.

42 Etwa zur Vulnerabilität bestimmter Sektoren wie der Fischerei (Sánchez Gutiérrez et al.
2009: 15).

43 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Mexi-
ko-Stadt am 23.4.2014.

44 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit Staatsbediensteten in Mexiko-Stadt am
14.4.2014.

45 Interview zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Lon-
don am 17.10.2014.
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wandel in der neuen, unter Präsident Nieto verabschiedeten mexikanischen Sicher-
heitsstrategie 2014-2018 auf. Den etwas größeren Einfluss hingegen hatten Klima-
risikoartikulationen auf der Individualebene, die, meist direkt aus dem Parlament
kommend, zur Verabschiedung verschiedener Politiken mit dem Ziel eines besseren
Schutzes der Bevölkerung beitrugen.46 Zudem lassen sich in verschiedenen zentra-
len Planungsdokumenten und Klimapolitiken wie der Nationalen Klimawandelstra-
tegie (Mexican Government/CICC 2007: 8-10, 13) und dem allgemeinen Klimage-
setz von 2012 (Cámara de Diputados 2012: 16) konkrete Hinweise auf den indivi-
duellen Risikodiskurs finden.

Neben den genannten konkreten Problemen der beiden internationalen Versicher-
heitlichungsinitiativen lassen sich auch einige strukturelle Bedingungen dafür fin-
den, dass die Klimasicherheitsdebatte insgesamt nicht einflussreicher wurde. So
machte die recht frühe und progressive Behandlung und Politisierung des Umwelt-
themas bzw. der Chance für nachhaltige Entwicklung eine weitere Intensivierung
der Debatte mittels einer versicherheitlichenden Argumentation (insbesondere be-
züglich der Territorialbedrohungsdimension) möglicherweise überflüssig. In die-
sem Zusammenhang berichteten mehrere NGO-Vertreter und -Vertreterinnen in
Mexiko von den guten Beziehungen zwischen NGOs und Regierung, die sich, was
die Behandlung des Klimawandels anging, oft einig waren.47 Die wirklichen Pro-
bleme lagen nicht darin, dass es keine Gesetze gab, sondern eher in der konsequen-
ten Umsetzung dieser Gesetze, vor allem auf lokaler Ebene. Ein weiterer Faktor ist
die relativ geringe Anzahl mexikanischer NGOs, die sich nachhaltig an der Klima-
debatte beteiligten (Peters/Maihold 2007: 36). Aufgrund dessen fehlte es an ein-
flussreichen mexikanischen Akteurinnen und Akteuren – mit tiefgehenden Kennt-
nissen der wichtigen politischen Akteurinnen und Akteure im Land –, die eine Ver-
sicherheitlichung konsequenter hätten vorantreiben können. Ein weiterer Grund für
den nur moderaten Erfolg ist die Dominanz anderer Sicherheitsprobleme, etwa des
organisierten Verbrechens und des Drogenkriegs. Ein »weiches« Sicherheitsthema
wie der Klimawandel konnte in diesem Umfeld nur schwer dieselbe Aufmerksam-
keit erlangen.48

Schlussfolgerungen

Unser Ziel in diesem Beitrag war es, die von uns ausgemachte empirische Lücke in
der inzwischen sehr breiten Forschung zur Versicherheitlichung des Klimawandels
durch eine komparative Analyse von Versicherheitlichungsprozessen zu schließen.

4.

46 Mexican Government/CICC (2007: 8-10); Gobierno Federal de los Estados Unidos Mexi-
canos/CICC (2009: 25, 50-52); Gobierno Federal de los Estados Unidos Mexicanos
(2010: 34, 50).

47 Interviews zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Mexi-
ko-Stadt am 3.4.2014 und 8.4.2014.

48 Interviews zu Klimawandel und Sicherheit mit NGO-Expertinnen und -Experten in Mexi-
ko-Stadt am 8.4.2014 und 23.4.2014.
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Unsere Fallanalysen scheinen auf den ersten Blick wenig verallgemeinerbare
Schlüsse zuzulassen. Die Versicherheitlichungsprozesse, falls überhaupt vorhan-
den, verliefen in den vier Ländern sehr unterschiedlich und hingen von den nationa-
len Kontexten ab. Genau darin liegt jedoch ein erster Befund: Unsere Untersu-
chung bestätigt die Argumentation von Stritzel (2007; 2011), Balzacq (2005) und
anderen, dass Formen und Erfolg von Versicherheitlichung vom jeweiligen Umfeld
abhängig sind. Es ist daher kein Zufall, dass in den USA Artikulationen territorialer
Bedrohung überwiegen, sondern das Ergebnis spezifischer sozialer (Rolle des Mili-
tärs und Selbstverständnis als globale Ordnungsmacht) und diskursiver (Relevanz
der nationalen Sicherheit) Machtverhältnisse. Gleichermaßen lässt sich für den
deutschen Fall festhalten, dass die dortige Betonung der individuellen Ebene und
der Risikodimension ohne den Einfluss von etablierten NGOs, die Rolle der Frie-
dens- und Umweltbewegung sowie dem bereits etablierten Umweltsicherheitsdis-
kurs kaum denkbar ist. In Mexiko konnten wir eine moderat erfolgreiche Versicher-
heitlichung beobachten, die vor allem auf individuelles Risiko abzielte. Dies lässt
sich unter anderem mit der schon früh erfolgten parallelen Politisierung als Thema
nachhaltiger Entwicklung erklären, die eine stärkere Versicherheitlichung insbeson-
dere entlang der Territorialbedrohungs-Dimension überflüssig machte. Zum ande-
ren fehlte es an einflussreichen mexikanischen NGOs und die Versuche internatio-
naler Akteure wurden letztlich als zu starke Einmischung von außen aufgefasst. Die
gescheiterte Versicherheitlichung in der Türkei beruht dagegen auf einem politi-
schen Diskurs, in dem klassische wirtschafts- und sicherheitspolitische Fragen nach
wie vor überwiegen, und es nicht zuletzt aufgrund der zivilgesellschaftlichen Struk-
tur an Akteurinnen und Akteuren mangelt, die eine Versicherheitlichung hätten
vorantreiben können.

Dies führt uns zu einem zweiten Befund: In allen Fällen waren es einzelne Indivi-
duen oder Organisationen als Diskursunternehmer (oder eben deren Abwesenheit),
die die Versicherheitlichung aus eigenem Interesse vorantrieben (oder nicht), die
aber in ihrer Artikulation und in ihrem Erfolg von den diskursiven Rahmenbedin-
gungen abhängig waren. So konnten wir zeigen, wie die versicherheitlichenden Ak-
teure in den USA ganz bewusst die Nähe des Militärs und eben nicht zu umweltpo-
litischen NGOs suchten, um so ihren Artikulationen mehr Gewicht zu verleihen.
Eine zu große Nähe zu klassischen Umweltorganisationen hätte dazu geführt, dass
deren liberales Image auf die Thinktanks abgefärbt hätte, was dem eigentlichen
Ziel, nämlich auch konservative Kreise zu überzeugen, entgegengestanden hätte.
Im Kontrast dazu war der deutsche Diskurs viel mehr vom Anspruch auf Wissen-
schaftlichkeit und vom Ansehen der NGOs geprägt. Dadurch konnten die versi-
cherheitlichenden Akteure den in Deutschland sehr viel positiver konnotierten Um-
weltdiskurs für sich nutzen. In Mexiko fehlte den von außen kommenden Akteuren
wie RUSI die nötige Legitimation im Land, weshalb die erfolgreicheren Versicher-
heitlichungsartikulationen bzw. die allgemeine progressive Klimapolitik eher von
Mitgliedern des mexikanischen Parlaments sowie dem Präsidenten Calderon aus-
gingen. Im politischen Gefüge der Türkei wiederum werden Umwelt-NGOs mit
Klimainteressen politisch und diskursiv immer noch marginalisiert.
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Die Folgen dieser unterschiedlichen Versicherheitlichungsprozesse für die Politik
sind in unserer Analyse deutlich zutage getreten. In den USA, in denen die territo-
rialen Bedrohungen in den Debatten dominieren, geht es entsprechend vor allem
um die Anpassung des militärischen Sektors, nicht aber um die effektive Bekämp-
fung der Ursachen. Dementsprechend wurden auf bundesstaatlicher Ebene bisher
keine verbindlichen Emissionsreduktionsziele verabschiedet (von Verordnungen im
Rahmen des Clean Air Act einmal abgesehen)49 und auch das Kyoto-Protokoll wur-
de nie ratifiziert. Dass sich die USA nun dennoch am Pariser Weltklimavertrag von
2015 beteiligen, widerspricht dieser Politik nur auf den ersten Blick, da eben kei-
neswegs global verbindliche und konkrete Reduktionsziele beschlossen wurden. Im
Gegensatz dazu führt die anders gelagerte Versicherheitlichung in Deutschland zur
Legitimation von einschneidenden Maßnahmen im Hinblick auf eine Mitigation
des Klimawandels selbst (vgl. Geden 2009; Richert 2012). Dieser Unterschied zwi-
schen den USA und Deutschland macht deutlich, dass die Frage nach der normati-
ven Bewertung von Versicherheitlichung nicht pauschal betrachtet werden kann,
sondern im konkreten Fall auf ihre Folgen hin und im Kontext klarer normativer
Referenzpunkte beurteilt werden muss (vgl. Floyd 2007; Trombetta 2011). Ob-
gleich die Versicherheitlichung in Mexiko nur moderat erfolgreich war, konnten
wir dennoch zeigen, dass der dominante Individualrisikodiskurs vor allem zu Politi-
ken im Bereich Mitigation und Bevölkerungsschutz beigetragen hat. Das Beispiel
Mexikos hat zudem erste Hinweise dafür geliefert, dass eine Versicherheitlichung
entlang der Risikodimension besser mit einer parallelen Politisierung vereinbar ist.

Jedenfalls haben unsere Fälle auch die Vermutung Wævers (1995) bestätigt, dass
eine Versicherheitlichung für den politischen Diskurs gut sein kann – zumindest bis
zu einer gewissen Intensität und für eine begrenzte Dauer –, wenn dadurch (wie im
Fall Deutschlands und der USA und zu Teilen auch Mexikos) ein Problem über-
haupt erst auf die politische Agenda kommt. Entsprechend wäre in der Türkei eine
Versicherheitlichung dringend notwendig, um den Diskurs zu öffnen – und nicht
um ihn, wie von der Kopenhagener Schule befürchtet, zu schließen. Gleichzeitig
haben unsere Fallbeispiele aber auch die möglichen Probleme bestimmter Versi-
cherheitlichungsdiskurse zutage treten lassen, die, wie in den USA, teils erst einmal
nur Symptombekämpfung legitimieren, die Ursachen aber aus dem Fokus geraten
lassen.

Schließlich hat unsere Analyse auch gezeigt, dass ein komplexeres Verständnis
von Versicherheitlichung, das von der Dichotomie von Politik und Sicherheit der
Kopenhagener Schule abweicht und unterschiedliche Formen der Versicherheitli-
chung zulässt, empirisch den Vorteil hat, die unterschiedlichen politischen Prozesse
besser sichtbar machen zu können. Die Risikodimension hat sich in unserer Unter-
suchung allerdings eher selten gezeigt, und insoweit sie aufgetreten ist, wie im Fal-
le Mexikos und Deutschlands, war ihre Unterscheidung von der Sicherheitsdimen-

49 Insbesondere auf einzelstaatlicher Ebene kam es auch in den USA zu progressiven Klima-
politiken (Mildner/Richert 2010: 31). Dennoch entspricht die bundesstaatliche Politik der
von uns festgestellten diskursiven Tendenz.
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sion nicht immer ganz unproblematisch. Dies liegt, so vermuten wir, zum einen da-
ran, dass in den meisten Ländern der Risikodiskurs im politischen Kontext noch
weniger verbreitet ist. Zum anderen könnte hier aber auch unsere Fall- und Ak-
teurs-Auswahl eine Rolle gespielt haben. In anderen Ländern (etwa Großbritanni-
en) und im Kontext anderer Akteure (beispielsweise Versicherungen) ist die Risi-
kodimension möglicherweise verbreiteter (vgl. Rothe 2013; 2016).

Trotz dieser Einschränkungen hat unsere Studie dazu beigetragen, die von uns
identifizierte empirische Lücke in der Literatur zur Klimasicherheit zu schließen.
Unser Analyseraster hat es uns zudem ermöglicht, Versicherheitlichungsprozesse
differenzierter zu erfassen. Die diskursiven »Klimakämpfe« gestalten sich demnach
von Land zu Land sehr verschieden – und definieren ihrerseits den »Klimakampf«
ganz unterschiedlich.
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